Deutscher Bundestag Drucksache 19/28784

19. Wahlperiode 20.04.2021

Gesetzentwurf
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Abgeordnetengesetzes
— Verbesserung der Transparenzregeln fiir die Mitglieder des
Deutschen Bundestages

A. Problem

Das Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger ist das Fundament des deutschen Par-
lamentarismus. Bereits der Verdacht, dass Mitglieder des Deutschen Bundestages
ihr Mandat missbrauchen, um eigene monetére Interessen zu verfolgen, kann das
Vertrauen in die Unabhéngigkeit der Abgeordneten und die Integritdt des Deut-
schen Bundestages unterlaufen. Aktuelle Vorkommnisse und Berichte iiber Mit-
glieder des Deutschen Bundestages, die mit Beratertitigkeiten personliche Ge-
winne im Zusammenhang mit der Beschaffung von medizinischen Produkten er-
zielten, zeigen, dass die geltenden Transparenzregeln im Abgeordnetengesetz Re-
gelungsliicken aufweisen. Derartige Tétigkeiten sind zumindest unter abgeordne-
tenrechtlichen Gesichtspunkten bisher rechtlich zuléssig, obwohl sie mit der Un-
abhéngigkeit des Mandates und der gebotenen Vermeidung von Interessenkon-
flikten nicht vereinbar sind.

Der Bundesrepublik Deutschland wurde auch von der Staatengruppe gegen Kor-
ruption (GRECO) des Europarates im Rahmen des Vierten Evaluierungsberichts
vom 10. Oktober 2014 empfohlen, die im Bereich des Deutschen Bundestages
geltenden Transparenzregeln deutlich nachzubessern. In zwei Umsetzungsberich-
ten ist GRECO (zuletzt im Zweiten Umsetzungsbericht vom 21. Juni 2019) zu
dem Ergebnis gekommen, dass der Deutsche Bundestag diese Empfehlungen bis-
her nur unzureichend umgesetzt habe.

Dariiber hinaus ist das geltende Regelwerk iiber die Transparenzregeln fiir Bun-
destagsabgeordnete besonders uniibersichtlich, denn es besteht aus gesetzlichen
(Abgeordnetengesetz, AbgG) und untergesetzlichen Regelungen (Verhaltensre-
geln fiir Mitglieder des Deutschen Bundestages, ,,Verhaltensregeln und Ausfiih-
rungsbestimmungen zu den Verhaltensregeln fiir Mitglieder des Deutschen Bun-
destages, ,,Ausfiihrungsbestimmungen zu den Verhaltensregeln®).

B. Lésung

Die parlamentarischen Transparenzregeln des AbgG sollen deutlich verbessert
werden. Die bisher untergesetzlichen Verhaltensregeln werden ins AbgG fibertra-
gen. Ein neuer Elfter Abschnitt des Abgeordnetengesetzes soll die bisherigen un-
tergesetzlichen Verhaltensregeln (Anlage 1 der Geschéftsordnung des Deutschen
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Bundestages, GO-BT) ersetzen. Hierdurch werden sédmtliche Transparenzregeln
fiir Bundestagsabgeordnete rechtssicher im Abgeordnetengesetz verankert und
somit iibersichtlich.

C. Alternativen
Beibehaltung der bestehenden Rechtslage.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Keine.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Birgerinnen und Blrger

Keiner.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft

Keiner.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fiir die Bundestagsverwaltung entstehen Kosten durch die Anwendung der ver-
besserten Anzeige- und Verdffentlichungspflichten im AbgG. Die genaue Hohe
dieser Kosten kann nicht beziffert werden. Wenn der Mehraufwand nicht mit der
vorhandenen personellen Ausstattung zu bewdéltigen ist, soll das zustdndige Refe-
rat oder eine zusétzlich zu schaffende Organisationseinheit die finanziellen Mittel
fiir weitere Einstellungen erhalten.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Abgeordnetengesetzes
— Verbesserung der Transparenzregeln fiir die Mitglieder des
Deutschen Bundestages

Vom ...
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Abgeordnetengesetzes

Das Abgeordnetengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 1996 (BGBL. I S. 326), das

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2021 (BGBI. I S. 741) gedndert worden ist, wird wie folgt
gedndert:

1.

§ 12 Absatz 3a Satz 5 wird wie folgt gefasst:
,Das Nihere bestimmen die Verhaltensregeln des Elften Abschnitts.*

§ 44a wird wie folgt gefasst:

»$ 44a
Unabhéngigkeit des Mandats

(1) Die Ausiibung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tatigkeit eines Mitglieds des Bundestages.
Unbeschadet dieser Verpflichtung bleiben Tétigkeiten beruflicher oder anderer Art neben dem Mandat
grundsitzlich zuldssig.

(2) Fiir die Ausiibung des Mandats darf ein Mitglied des Bundestages keine anderen als die gesetzlich
vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermdgensvorteile annehmen. Unzuldssig ist insbesondere die An-
nahme von Geld oder von geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb gewéhrt werden, weil dafiir die Ver-
tretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im Bundestag erwartet wird. Unzuléssig ist ferner
die Annahme von Geld oder von geldwerten Zuwendungen, wenn diese Leistung fiir eine Vortragstitigkeit
oder ohne angemessene Gegenleistung des Mitglieds des Bundestages gewidhrt wird. Die Entgegennahme
von Geldspenden, die bei der oder dem Abgeordneten verbleiben sollen, ist unzuléssig.

(3) Unzuldssig neben dem Mandat ist die entgeltliche Interessenvertretung fiir Dritte gegeniiber dem
Bundestag oder der Bundesregierung und sind entgeltliche Beratungstitigkeiten, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Mandatsausiibung stehen. Hiervon unberiihrt sind ehrenamtliche Tétigkeiten, fiir die
eine jeweils verhiltnismaBige Aufwandsentschddigung vorgesehen ist, die monatlich 10 vom Hundert der
monatlichen Entschidigung nach § 11 Absatz 1 nicht iibersteigt, oder politische Amter. Vereinbarungen,
durch die das Mitglied des Bundestages erst nach dem Verlust der Mitgliedschaft Zuwendungen oder andere
Vermogensvorteile fiir wihrend der Mitgliedschaft getitigte Interessenvertretungs- oder Beratungstatigkei-
ten nach Satz 1 erhalten soll, sind unzuléssig.

(4) Missbrauchliche Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bundestag in beruflichen oder geschiftlichen
Angelegenheiten sind unzuléssig. Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bundestag sind missbrauchlich, wenn
sie geeignet sind, auf Grund der Mitgliedschaft im Bundestag einen Vorteil in beruflichen oder geschiftli-
chen Angelegenheiten zu erzeugen.
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(5) Nach den Absitzen 2 bis 4 unzuldssige Zuwendungen oder Vermdgensvorteile oder ihr Gegenwert

sind dem Haushalt des Bundes zuzufiihren. Der Président macht den Anspruch durch Verwaltungsakt gel-
tend, soweit der Erhalt der Zuwendung oder des Vermogensvorteils nicht ldnger als drei Jahre zuriickliegt.
Der Anspruch wird durch einen Verlust der Mitgliedschaft im Bundestag nicht bertihrt.

§ 44b wird aufgehoben.

Nach § 44¢ wird folgender Elfter Abschnitt eingefiigt:

,,Elfter Abschnitt
Verhaltensregeln fiir die Mitglieder des Bundestages

§ 45
Anzeigepflicht
(1) Ein Mitglied des Bundestages ist verpflichtet, dem Préisidenten aus der Zeit vor seiner Mitglied-

schaft im Bundestag schriftlich oder in Textform anzuzeigen:

1.
2.

die zuletzt ausgeiibte Berufstitigkeit;

Tatigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines sons-
tigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens;

Tatigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines sons-
tigen Gremiums einer Korperschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts.

(2) Ein Mitglied des Bundestages ist zusitzlich verpflichtet, dem Préasidenten schriftlich oder in Text-

form die folgenden Tétigkeiten und Vertrdge, die wahrend der Mitgliedschaft im Bundestag ausgeiibt oder
aufgenommen werden beziehungsweise wirksam sind, anzuzeigen:

1.

entgeltliche Téatigkeiten neben dem Mandat, die selbststindig oder im Rahmen eines Anstellungsver-
hiltnisses ausgeiibt werden. Darunter fallen zum Beispiel die Fortsetzung einer vor der Mitgliedschaft
ausgelibten Berufstétigkeit sowie Beratungs-, Vertretungs-, Gutachter- und publizistische Téatigkeiten.
Die Anzeigepflicht fiir die Erstattung von Gutachten und fiir publizistische Tétigkeiten entfillt, wenn
die Hohe der jeweils vereinbarten Einkiinfte den Betrag von 1 000 Euro im Monat oder, wenn dies nicht
der Fall ist, von 3 000 Euro im Kalenderjahr nicht iibersteigt. Sie entfdllt ferner fiir die Tétigkeit als
Mitglied der Bundesregierung, als Parlamentarischer Staatssekretér und als Staatsminister oder fiir par-
lamentarische Amter und Funktionen;

Tatigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines sons-
tigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens;

Tatigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines sons-
tigen Gremiums einer Korperschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts;

Tatigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen leitenden oder beratenden Gremiums
eines Vereins, Verbandes oder einer dhnlichen Organisation sowie einer Stiftung mit nicht ausschlief3-
lich lokaler Bedeutung;

das Bestehen beziehungsweise der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mitglied des Bundes-
tages wihrend oder nach Beendigung der Mitgliedschaft bestimmte Tétigkeiten iibertragen oder Ver-
mogensvorteile zugewendet werden sollen;
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6. Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn der Anteil mehr als 5 vom Hundert be-
tragt. Im Falle einer nach Satz 1 anzeigepflichtigen Beteiligung an einer Beteiligungsgesellschaften sind
auch die Beteiligungen der Beteiligungsgesellschaft anzuzeigen, soweit diese jeweils mehr als 5 vom
Hundert betragen.

Fiir das Jahr der Bundestagswahl werden die Zeitrdume der jeweils endenden Wahlperiode und der neuen
Wahlperiode getrennt voneinander behandelt.

(3) Bei einer Tatigkeit und einem Vertrag, die gemall Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5 anzeigepflich-
tig sind, ist auch die Hohe der jeweiligen Einkiinfte anzugeben, wenn diese den Betrag von 1 000 Euro im
Monat oder, wenn dies nicht der Fall ist, den Betrag von 3 000 Euro im Kalenderjahr iibersteigen. Einkiinften
gleichgestellt ist die Zuwendung von Optionen auf Einrdumung von Gesellschaftsanteilen oder von ver-
gleichbaren Finanzinstrumenten, die als Gegenleistung fiir eine Tatigkeit gewdhrt wird. Bei Beteiligungen
an Kapital- oder Personengesellschaften, die gemaf § 45 Absatz 2 Nummer 6 anzeigepflichtig sind, ist auch
die Hohe der jeweiligen Einkiinfte aus diesen Beteiligungen anzugeben. Zu Grunde zu legen sind hierbei die
fiir eine Tatigkeit zu zahlenden Bruttobetrdge unter Einschluss von Entschiadigungs-, Ausgleichs- und Sach-
leistungen. Soweit die Einkiinfte aus Umsatzerldsen bestehen, ist statt der Bruttobetrige der Gewinn vor
Steuern anzuzeigen. Soweit der Wert nicht bezifferbar ist, ist dies ebenfalls anzugeben. Tatsédchlich entstan-
dene Aufwendungen, die zur Durchfiihrung der Tétigkeit durch den Vertragspartner oder Arbeitgeber erstat-
tet werden, gelten nicht als Einkiinfte.

(4) Die Anzeigepflicht umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen iiber Dritte, fiir die der Abgeord-
nete gesetzliche Zeugnisverweigerungsrechte oder Verschwiegenheitspflichten geltend machen kann. In die-
sem Fall ist statt der Angaben zum Auftraggeber eine Branchenbezeichnung anzugeben. Die Pflicht zur An-
gabe der Branche gilt nicht, wenn der Abgeordnete erklirt, dass die Branchenbezeichnung den Vertrags-
partner identifizieren wiirde.

(5) Anzeigen nach den Verhaltensregeln sind innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Erwerb der
Mitgliedschaft im Bundestag sowie nach Eintritt von Anderungen oder Ergidnzungen wéhrend der Wahlpe-
riode dem Présidenten einzureichen.

§ 46
Rechtsanwilte

(1) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt gerichtlich oder auergerichtlich fiir die Bundesre-
publik Deutschland auftreten, haben dem Présidenten die Ubernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das
Honorar den Betrag von 1 000 Euro iibersteigt.

(2) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt zur Besorgung fremder Angelegenheiten gericht-
lich oder auBergerichtlich gegen die Bundesrepublik Deutschland auftreten, haben dem Présidenten die
Ubernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das Honorar den Betrag von 1 000 Euro iibersteigt. § 44a Ab-
satz 3 bleibt unberiihrt.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten entsprechend bei gerichtlichem oder auBergerichtlichem Auftreten
insbesondere fiir oder gegen bundesunmittelbare Korperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts.

§ 47
Veroffentlichung

Die anzeigepflichtigen Angaben gemif § 45 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 bis 4 werden auf den
Internetseiten des Bundestages verdffentlicht. Soweit der Wert der Angaben nach § 45 Absatz 3 nicht bezif-
ferbar ist, erfolgt die Veroffentlichung unter Beschreibung der eingerdumten Rechtsposition.
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§ 48
Spenden und geldwerte Zuwendungen

(1) Ein Mitglied des Bundestages hat iiber Spenden und geldwerte Zuwendungen aller Art (Spenden),
die ihm fiir seine politische Tétigkeit zur Verfiigung gestellt werden, gesondert Rechnung zu fiihren. § 44a
Absatz 2 Satz 4 bleibt hiervon unbertihrt.

(2) Eine Spende, deren Wert in einem Kalenderjahr 1 000 Euro iibersteigt, ist unter Angabe des Na-
mens und der Anschrift des Spenders sowie der Gesamthéhe dem Prisidenten anzuzeigen.

(3) Spenden sind, soweit sie in einem Kalenderjahr einzeln oder bei mehreren Spenden desselben
Spenders zusammen den Wert von 3 000 Euro iibersteigen, vom Prisidenten unter Angabe ihrer Hohe und
Herkunft auf den Internetseiten des Deutschen Bundestages zu verdffentlichen.

(4) Fir Spenden an ein Mitglied des Bundestages findet § 25 Absatz 2 und 4 des Gesetzes {iber die
politischen Parteien entsprechende Anwendung.

(5) Geldwerte Zuwendungen
1. aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder internationaler Beziehungen,

2. zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen Information, zur Darstellung der Standpunkte des
Deutschen Bundestages oder seiner Fraktionen oder als Repridsentant des Deutschen Bundestages

gelten nicht als Spenden im Sinne dieser Vorschrift; sie sind jedoch entsprechend Absatz 2 anzuzeigen und
nach Mallgabe von Absatz 3 zu verdffentlichen.

(6) Geldwerte Zuwendungen, die ein Mitglied des Bundestages als Gastgeschenk in Bezug auf sein
Mandat erhilt, miissen dem Prisidenten angezeigt und ausgehindigt werden, wenn der materielle Wert des
Gastgeschenks 200 Euro tibersteigt. Das Mitglied kann beantragen, das Gastgeschenk gegen Bezahlung des
Gegenwertes an die Bundeskasse zu behalten.

(7) Der Prisident entscheidet iiber die Verwendung angezeigter Gastgeschenke und rechtswidrig an-
genommener Spenden. Diese konnen versteigert oder vernichtet werden. Werden sie versteigert, ist der Erlos
dem Haushalt des Bundes zuzufiihren.

(8) Anzeigen nach dieser Vorschrift sind schriftlich oder in Textform zu iibermitteln.

§ 49
Interessenverkniipfung im Ausschuss

Ein Mitglied des Bundestages, das entgeltlich mit einem Gegenstand beschéftigt ist, der in einem Aus-
schuss des Bundestages zur Beratung ansteht, hat als Mitglied dieses Ausschusses vor der Beratung eine
Interessenverkniipfung offenzulegen.

§ 50
Riickfrage

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundestages verpflichtet, sich durch Riickfragen beim Prisiden-
ten iiber den Inhalt seiner Pflichten nach diesen Verhaltensregeln zu vergewissern.
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§ 51
Verfahren bei Verst6f3en

(1) Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass ein Mitglied des Bundestages seine Pflichten nach § 44a Ab-
satz 2 bis 4 oder den Verhaltensregeln dieses Abschnitts oder Regeln der Mitarbeiterbeschéftigung nach § 12
Absatz 3a verletzt hat (Pflichtverstof), kann der Président von dem betroffenen Mitglied ergénzende Aus-
kiinfte zur Erlduterung und Aufklarung des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden der Fraktion, der
dieses Mitglied angehort, um Stellungnahme bitten.

(2) Ergibt sich nach der Uberzeugung des Priisidenten, dass ein minder schwerer Fall beziehungsweise
leichte Fahrlissigkeit vorliegt (zum Beispiel Uberschreitung von Anzeigefristen), wird das betreffende Mit-
glied ermahnt. Ansonsten teilt der Prisident das Ergebnis der Uberpriifung dem Prisidium und den Vorsit-
zenden der Fraktionen mit. Das Prasidium stellt nach Anhérung des betroffenen Mitglieds fest, ob ein Pflicht-
verstof} vorliegt. Die Feststellung des Prasidiums, dass ein Mitglied des Bundestages gegen Pflichten versto-
Ben hat, wird unbeschadet weiterer Sanktionen nach § 12 Absatz 3a sowie § 44a als Drucksache verodffent-
licht. Die Feststellung, dass kein Pflichtversto3 vorliegt, wird auf Wunsch des Mitglieds des Bundestages
verdffentlicht.

(3) Bestehen Anhaltspunkte fiir einen Pflichtversto3 gegen ein Mitglied des Prasidiums oder gegen
einen Fraktionsvorsitzenden, nimmt das betroffene Mitglied des Bundestages an Sitzungen im Rahmen die-
ses Verfahrens nicht teil. Anstelle eines betroffenen Fraktionsvorsitzenden wird sein Stellvertreter gemaf
Absatz 1 angehdrt und geméll Absatz 2 unterrichtet. Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass der Préasident gegen
Pflichten verstof3en hat, hat sein Stellvertreter nach den Vorschriften der Absdtze 1 und 2 zu verfahren.

(4) Werden anzeigepflichtige Tatigkeiten, Einkiinfte oder Unternehmensbeteiligungen nicht angezeigt
oder wird gegen die Pflichten nach § 44a Absatz 2 bis 4 oder § 12 Absatz 3a Satz 1 verstolen, kann das
Présidium nach erneuter Anhorung ein Ordnungsgeld festsetzen. Die Hohe des Ordnungsgeldes bemisst sich
nach der Schwere des Einzelfalles und nach dem Grad des Verschuldens. Es kann bis zur Hohe der Hilfte
der jahrlichen Abgeordnetenentschidigung festgesetzt werden. Der Prisident fiihrt die Festsetzung aus. Der
Président macht das Ordnungsgeld durch Verwaltungsakt geltend. Auf Wunsch des betreffenden Mitglieds
kann eine Ratenzahlung vereinbart werden. § 31 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(5) In Féllen des § 12 Absatz 3a und des § 44a Absatz 5 leitet der Président nach Anhdrung des be-
troffenen Mitglieds eine Priifung in tatséchlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Dabei ist bei der Priifung auf
Vorliegen einer angemessenen Gegenleistung im Sinne des § 44a Absatz 2 Satz 3 auf die Verkehrsiiblichkeit
abzustellen; hilfsweise ist entscheidend, ob Leistung und Gegenleistung offensichtlich auBler Verhéltnis ste-
hen. MaBnahmen nach diesem Absatz setzen voraus, dass der Erhalt der Zuwendung oder des Vermdogens-
vorteils nicht langer als drei Jahre zuriickliegt. Der Prasident kann von dem Mitglied ergéinzende Auskiinfte
zur Erlduterung und Aufklarung des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden der Fraktion, der dieses
Mitglied angehdrt, um Stellungnahme bitten. Ergibt sich nach der Uberzeugung des Prisidenten, dass eine
unzuldssige Zuwendung nach § 44a Absatz 2 bis 4 oder ein Fall des § 12 Absatz 3a vorliegt, teilt er das
Ergebnis der Uberpriifung dem Prisidium und den Vorsitzenden der Fraktionen mit. Das Prisidium stellt
nach Anhorung des betroffenen Mitglieds fest, ob ein Verstof3 gegen § 44a Absatz 2 bis 4 oder gegen Regeln
der Mitarbeiterbeschéftigung vorliegt. Der Prasident macht Anspriiche nach § 12 Absatz 3a und den An-
spruch geméal § 44a Absatz 5 durch Verwaltungsakt geltend. Die Feststellung, dass ein Mitglied des Bun-
destages seine Pflichten nach diesem Gesetz verletzt hat, wird unbeschadet weiterer Sanktionen nach § 12
Absatz 3a und § 44a als Drucksache verdffentlicht. Die Feststellung, dass kein VerstoB vorliegt, wird auf
Wunsch des Mitglieds des Bundestages veroffentlicht. Absatz 3 gilt entsprechend.

§52
Ausfithrungsbestimmungen

Der Altestenrat erlisst Ausfiihrungsbestimmungen iiber Inhalt und Umfang der im Zehnten und Elften
Abschnitt vorgesehenen Pflichten.*
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4. Der bisherige Elfte Abschnitt wird der Zwdlfte Abschnitt.
5. Die bisherigen §§ 45 bis 50 werden die §§ 53 bis 58.

6. Der bisherige § 51 wird § 59 und wird wie folgt gedndert:

a)
b)

In der Uberschrift wird das Wort ,,Buchfiihrung* durch das Wort ,,Buchhaltung® ersetzt.
In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1“ durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1* ersetzt.

7. Der bisherige § 52 wird § 60 und wird wie folgt gedndert:

a)
b)

¢)
d)

e)

In Absatz 1 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1* durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1 ersetzt.

In Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1* durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1
ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1 durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1 ersetzt.
In Absatz 4 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1 durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1* ersetzt.
In Absatz 5 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1“ durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1* ersetzt.

8. Der bisherige § 53 wird § 61 und Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Die Angabe ,,§ 50 Abs.1* wird durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1 ersetzt.
Die Angabe ,,§ 51 Abs. 1 wird durch die Angabe ,,§ 59 Absatz 1* ersetzt.

9. Der bisherige § 54 wird § 62 und wird wie folgt geéndert:

a)
b)

©)

d)

In Absatz 1 wird die Angabe ,,§ 46 durch die Angabe ,,§ 54 ersetzt.

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 4 durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 4 ersetzt.
Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 1* durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 1 ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,,§ 50 Abs. 3“ durch die Angabe ,,§ 58 Absatz 3* ersetzt.

In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 46* durch die Angabe § 54 ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Berlin, den 20. April 2021

Ralph Brinkhaus, Alexander Dobrindt und Fraktion

Dr. Rolf Miitzenich und Fraktion

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
Katrin Goring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Das Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger ist das Fundament des deutschen Parlamentarismus. Bereits der Ver-
dacht, dass Mitglieder des Deutschen Bundestages ihr Mandat missbrauchen, um eigene monetire Interessen zu
verfolgen, kann das Vertrauen in die Unabhingigkeit der Abgeordneten und die Integritét des Deutschen Bundes-
tages unterlaufen. Aktuelle Vorkommnisse und Berichte iiber Mitglieder des Deutschen Bundestages, die mit
Beratertdtigkeiten personliche Gewinne im Zusammenhang mit der Beschaffung von medizinischen Produkten
erzielten, zeigen, dass die geltenden Transparenzregeln im Abgeordnetengesetz erhebliche Regelungsliicken auf-
weisen. Derartige Tétigkeiten sind zumindest unter abgeordnetenrechtlichen Gesichtspunkten bisher rechtlich zu-
lassig, obwohl sie mit der Unabhéingigkeit des Mandates und der gebotenen Vermeidung von Interessenkonflikten
nicht vereinbar sind.

Die bisherigen Bemiihungen der Kommission des Altestenrates fiir die Rechtsstellung der Abgeordneten und des
Ausschusses fiir Wahlpriifung, Immunitit und Geschéftsordnung um mehr Transparenz im parlamentarischen
Bereich wurden durch diese Ereignisse iiberholt und haben sich im Nachhinein als unzureichend erwiesen. Der
Bundesrepublik Deutschland wurde auch von der Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) des Europarates im
Rahmen des Vierten Evaluierungsberichts vom 10. Oktober 2014 empfohlen, die im Bereich des Deutschen Bun-
destages geltenden Transparenzregeln deutlich nachzubessern. In zwei Umsetzungsberichten ist die GRECO (zu-
letzt im Zweiten Umsetzungsbericht vom 21. Juni 2019) zu dem Ergebnis gekommen, dass der Deutsche Bundes-
tag diese Empfehlungen bisher nur unzureichend umgesetzt habe.

Abgesehen vom etwaigen inhaltlichen Reformbedarf ist das geltende Regelwerk iiber die Transparenzregeln fiir
Bundestagsabgeordnete besonders uniibersichtlich. Es besteht derzeit aus gesetzlichen (Abgeordnetengesetz) und
untergesetzlichen Regelungen (Verhaltensregeln fiir Mitglieder des Deutschen Bundestages und Ausfiihrungsbe-
stimmungen zu den Verhaltensregeln fiir Mitglieder des Deutschen Bundestages) mit zahlreichen Verweisen zwi-
schen diesen drei Ebenen. Das bisherige Regelwerk ist so verschachtelt angelegt, dass es eher Intransparenz als
Transparenz schafft und insbesondere auch fiir Abgeordnete nur schwer verstiandlich ist.

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Ziel des Gesetzes ist es, durch gezielte Verbesserungen der bestehenden Transparenzregeln, aber auch durch die
Einfiihrung von neuen Vorschriften mehr Transparenz im parlamentarischen Bereich zu schaffen und verlorenes
Vertrauen in die parlamentarische Arbeit zuriickzugewinnen. Die derzeitige Diskussion iiber dieses Thema hat
gezeigt, dass eine Reform der bisherigen Rechtslage unerldsslich ist.

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Entwurf sieht die Anderung des Abgeordnetengesetzes vor. Transparenz setzt sowohl die Anzeige als auch
die Verodffentlichung von Informationen voraus, die auf etwaige Interessenkonflikte hinweisen kdnnen. Dariiber
hinaus sollen solche Nebentitigkeiten verboten werden, denen ein Interessenkonflikt immanent ist und die daher
von vornherein nicht mit der Unabhéngigkeit des Mandates vereinbar sind. Aulerdem bedeutet Transparenz, dass
die entsprechenden Vorschriften fiir den Normenadressaten verstindlich sind. Aus diesem Grund soll ein neu
gefasster Elfter Abschnitt die bisherigen untergesetzlichen ,,Verhaltensregeln filir Mitglieder des Deutschen Bun-
destages (Anlage 1 der GO-BT) ersetzen. Insbesondere werden folgende Regelungen eingefiihrt oder verbessert:

1.  Anzeigepflichtige Einkiinfte aus Nebentitigkeiten und Unternehmensbeteiligungen werden betragsgenau
(auf Euro und Cent) verdffentlicht. Einkiinfte sind anzeigepflichtig, wenn sie im Monat den Betrag von 1 000
Euro oder bei ganzjdhrigen Tétigkeiten im Kalenderjahr in der Summe den Betrag von 3 000 Euro iiberstei-
gen.
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2. Direkte oder indirekte Beteiligungen sowohl an Kapitalgesellschaften als auch an Personengesellschaften
werden bereits ab fiinf Prozent (bislang: 25 %) der Gesellschaftsanteile angezeigt und verdftentlicht, indi-
rekte Beteiligungen dabei erstmals.

3. Auch Einkiinfte aus anzeigepflichtigen direkten oder indirekten Unternehmensbeteiligungen (z. B. Dividen-
den, Gewinnausschiittungen) werden anzeige- und verdffentlichungspflichtig.

4. Die Einrdumung von Optionen auf Gesellschaftsanteile, die als Gegenleistung fiir eine Tatigkeit gewéhrt
werden, werden anzeige- und verdffentlichungspflichtig und zwar unabhéngig von der Frage, ob sie einen
bezifferbaren Wert haben.

5. Von Dritten bezahlte Lobbytétigkeit von Bundestagsabgeordneten gegeniiber der Bundesregierung oder dem
Bundestag wird gesetzlich verboten. Ehrenamtliche Tatigkeiten gegen Aufwandsentschidigung, etwa im
Vorstand eines Vereins, bleiben erlaubt, sofern die Aufwandsentschddigung verhéltnismaBig ist.

6. Honorare flir Vortrige im Zusammenhang mit der parlamentarischen Tatigkeit werden untersagt.

7. Der Missbrauch der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag zu geschéftlichen Zwecken wird mit einem
Ordnungsgeld sanktioniert. Ein Ordnungsgeld wird aulerdem bei Verstdf3en gegen das Verbot der Nummern
5und 6 verhingt.

8. Wenn Abgeordnete ihre Mitgliedschaft missbrauchen oder gegen das gesetzliche Verbot der entgeltlichen
Interessenvertretung fiir Dritte verstoBen und hierdurch Einnahmen erzielen, sind diese Einnahmen an den
Bundestag abzufiihren.

9. Die Entgegennahme von Geldspenden durch Abgeordnete wird verboten.

111. Alternativen

Beibehaltung der bestehenden Rechtslage.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Abgeordnetengesetzes folgt aus Artikel 38 Ab-
satz 3 GG.

V. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Keine.

VI Weitere Kosten

Fiir die Bundestagsverwaltung entstehen Kosten durch die Anwendung der verbesserten Anzeige- und Verodffent-
lichungspflichten im AbgG. Die genaue Hohe dieser Kosten kann nicht beziffert werden. Wenn der Mehraufwand
nicht mit der vorhandenen personellen Ausstattung zu bewiltigen ist, sollen das zustindige Referat oder eine
zusitzlich zu schaffende Organisationseinheit die finanziellen Mittel flir weitere Einstellungen erhalten.

VII. Evaluierung

Spitestens bis zum 31. Mai 2023 wird die Rechtsstellungskommission des Altestenrates die Anwendung der An-
derungen des Abgeordnetengesetzes evaluieren und dem Ausschuss fiir Wahlpriifung, Immunitét und Geschifts-
ordnung einen Evaluierungsbericht vorlegen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Abgeordnetengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 12)

Es handelt sich um eine Folgedinderung, die sich aus der Aufhebung des § 44b und der Ubertragung der bisher
untergesetzlichen Verhaltensregeln in den neuen Elften Abschnitt des AbgG ergibt.

Zu Nummer 2 (§ 44a)
§ 44a wird der Ubersichtlichkeit halber neu gefasst.

Zu Absatz 1
Absatz 1 bleibt unveriandert.

Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 entspricht grundsitzlich dem § 44a Absatz 2 a. F. In Satz 3 wird ein Verbot fiir Honorare fiir
Vortragstitigkeiten eingefiihrt. Bei Vortrdgen mit ausschlieBlich oder tiberwiegend Mandatsbezug nach Erwerb
und bis zum Verlust der Mitgliedschaft im Bundestag handelt es sich um eine mandatstypische Tétigkeit, die von
der Abgeordnetenentschadigung abgedeckt ist. Die Darstellung der Positionen der oder des Abgeordneten sowie
der Fraktionen oder Gruppen des Bundestages darf nicht bepreist werden. Nicht erfasst sind Honorare fiir Vor-
trage, die keinen oder nur entfernt einen Mandatsbezug aufweisen, wie beispielsweise Vortrige, die ausschlieBlich
eine Nebentitigkeit der oder des Abgeordneten betreffen.

Satz 4 Halbsatz 1 sieht aulerdem Annahmeverbot flir Geldspenden vor. Bisher waren Geldspenden an Bundes-
tagsabgeordnete grundsitzlich erlaubt. Unzuldssig war eine Geldspende gemif3 § 44a Absatz 2 Satz 4 a. F. nur
unter den Voraussetzungen des § 4 Absatz 4 Verhaltensregeln a. F. in Verbindung mit § 25 Absatz 2 und 4 Par-
teiengesetz. Durch die Annahme von Geldspenden bestehen jedoch Abgrenzungsschwierigkeiten. Geldspenden
an Bundestagsabgeordnete bergen grundsétzlich die Gefahr der Abhéngigkeit von den Interessen der Geberin oder
des Gebers. Die Abgeordnetenentschidigung ist in ihrer Hohe auskdmmlich. Fiir die Annahme der Geldspenden
von Dritten, die bei der oder dem Abgeordneten verbleiben sollen, gibt es daher keinen Grund. Sonstige Spenden
wie Sachspenden oder Aufwandsspenden, geldwerte Zuwendungen und insbesondere Gastgeschenke sind im Ub-
rigen nur nach den Regeln des § 48 zuldssig.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 sieht ein Verbot von entgeltlicher Interessenvertretung fiir Dritte und von Beratungstétigkeiten
fiir Bundestagsabgeordnete vor, wenn diese in unmittelbarem Zusammenhang mit der Mandatsausiibung stehen.
Entgeltliche Interessenvertretung fiir Dritte liegt vor, wenn Einfluss auf den Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozess des Bundestages und der Bundesregierung gegen Entgelt erfolgt. Die Bundesregierung im Sinne dieser
Vorschrift umfasst auch die Parlamentarischen Staatssekretdrinnen und Parlamentarischen Staatssekretire, die
Staatssekretdrinnen und Staatssekretire, die Bundesministerien sowie die ihnen nachgeordneten Bundesbehdrden.

Die unentgeltliche Interessenvertretung fiir Dritte als Nebentétigkeit ist von der Mandatsfreiheit nach Artikel 38
Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz abgedeckt und bleibt weiterhin zuldssig. Die Interessenvertretung ist auch dann nicht
unentgeltlich, wenn Zuwendungen oder andere Vermdgensvorteile erst spiter zugewendet werden sollen oder
wenn das Mitglied des Bundestages Optionen auf sich spéter realisierende Vermogensvorteile erhélt.

Nicht vom Verbot erfasst sind politische Amter im weiten Sinne, auch parlamentarische Amter und Funktionen
im Bundestag, seinen Fraktionen oder Gruppen sowie Tétigkeiten in Gremien, in die das Mitglied des Bundesta-
ges gerade in dieser Eigenschaft vom Bundestag, auch auf Vorschlag einer Fraktion, entsendet oder gewéhlt wird.
Vom Verbot ebenfalls nicht erfasst sind die in der Regel ehrenamtlichen Tétigkeiten, fiir die eine nicht unverhalt-
nismifige Aufwandsentschiadigung vorgesehen ist, da eine Aufwandsentschidigung keinen Bereicherungscha-
rakter hat und nur auf die Entschddigung bereits entstandener Kosten zielt. VerhéltnismaBig ist die Hohe der
Aufwandsentschidigung nach Satz 2, wenn die jeweilige Entschddigung monatlich nicht mehr als zehn Prozent
der geltenden Abgeordnetenentschadigung betrégt.
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Zwar stellt das pauschale Verbot der entgeltlichen Interessenvertretung fiir Dritte einen Eingriff in die Berufsfrei-
heit nach Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz dar. Dieser Eingriff ist jedoch gerechtfertigt. Ziel des Verbots ist es,
die Unabhéngigkeit der Mandatstrigerinnen und Mandatstriger zu gewihrleisten. Ihre Unabhéngigkeit ist beson-
ders gefahrdet, wenn eigene, monetire Interessen von Dritten mit der Mandatsausiibung als Vertreter des ganzen
Volkes (Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG) verquickt werden. Wenn Abgeordnete ihre Position und Kenntnisse als
Mandatstrager nutzen und entgeltliche Interessenvertretung oder Beratungstitigkeiten {ibernehmen, die in unmit-
telbarem Zusammenhang mit der Mandatsausiibung stehen, ist grundsétzlich von einem Interessenkonflikt aus-
zugehen. Dabei ist es nicht entscheidend, ob die Mitglieder des Bundestages die Interessenvertretung selbst be-
treiben oder Dritte beraten, wie diese ihre Interessen vertreten konnen. Den genannten Nebentitigkeiten sind daher
Interessenkonflikte mit der Mandatsausiibung immanent. Sie sind daher von vornherein nicht mit der Unabhén-
gigkeit des Mandates vereinbar. Mandatsausiibung und Nebentitigkeit konnten ansonsten nicht mehr voneinander
getrennt werden. Auch hat das Bundesverfassungsgericht bereits 2007 eine ,,berufsregelnde Tendenz* beim Vor-
liegen hinreichender ,,Erwdgungen des Allgemeinwohls* fiir verfassungsméfig gehalten, als es sich mit der Frage
beschiftigte, ob die seinerzeit neu eingefiihrten Anzeige- und Verdffentlichungspflichten verfassungsméaBig wa-
ren (vgl. BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 4. Juli 2007 — 2 BvE 1/06 —, Rn. 183).

Das Verbot betrifft auBerdem nur einen Bruchteil aller moglichen Nebentitigkeiten. Die Berufsfreiheit der Abge-
ordneten wird daher nicht weitgehend tangiert. Fiir die Mandatsausiibung erhalten Bundestagsabgeordnete nach
§ 11 eine angemessene Abgeordnetenentschidigung. Dass eine Nebentétigkeit unter den genannten Vorausset-
zungen verboten wird, stellt keine unzumutbare Last fiir Mandatstrigerinnen und Mandatstriger dar. Auch bei
gegenteiliger Betrachtung iiberwiegt jedoch das allgemeine Interesse an der Unabhéngigkeit der Abgeordneten.
Aus diesem Grund sind keine Ausnahmen oder ein Hartefall vorgesehen. Das pauschale Verbot der entgeltlichen
Interessenvertretung fiir Dritte ist auBerdem das einzige geeignete Mittel, um Interessenverkniipfungen vorzubeu-
gen.

Es sind Fille denkbar, in denen eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter in einer Gesellschaft beschéftigt oder an
einer Gesellschaft beteiligt ist, die Interessenvertretungen oder Beratertétigkeiten im Sinne des Gesetzes ausiiben
(z. B. Rechtsanwalts- oder Steuerberaterkanzlei, Architektenbiiro). Wenn die Abgeordnete oder der Abgeordnete
durch organisatorische Vorkehrungen sicherstellt, dass sie oder er personlich nicht an der Interessenvertretung
bzw. Beratung mitwirkt oder davon finanziell profitiert und folglich die Mandatsausiibung und die Nebentétigkeit
hinsichtlich etwaiger Interessenkonflikte nachvollziehbar voneinander getrennt werden konnen, wére ein Tétig-
keitsverbot verfassungsrechtlich nicht mehr zuléssig, da nicht erforderlich und somit unverhéltnisméBig. In diesen
Fillen muss daher die Tétigkeit in bzw. die Beteiligung an einer Gesellschaft erlaubt bleiben.

Nach der bisherigen Rechtslage waren Abgeordnete nach § 6 Verhaltensregeln a. F. verpflichtet, im Rahmen der
Ausschussarbeit auf Interessenverkniipfungen hinzuweisen, soweit sie nicht aus den verdffentlichten Angaben
ersichtlich sind. Interessenkonflikte sind jedoch nicht nur im Rahmen der Ausschussarbeit problematisch. Die
Neuregelung stellt den Fokus auf die allgemeine Mandatsausiibung und nicht nur auf die Ausschussarbeit.

Daher ist ein generelles Verbot dieser Nebentétigkeiten geboten und auch verfassungsrechtlich trotz des damit
verbundenen Eingriffs in die Rechte der betroffenen Abgeordneten (insbesondere Artikel 12 Absatz 1 und Arti-
kel 14 Absatz 1 GG) vertretbar.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift wird unveréndert von § 5 Verhaltensregeln a. F. iibernommen. Missbrauchliche Hinweise auf die
Mitgliedschaft im Bundestag werden durch die Ubertragung ins AbgG gesetzlich verboten. Bei der bloBen Er-
wahnung der Mitgliedschaft im Bundestag in einem Lebenslauf handelt es sich stets um einen nicht missbrauch-
lichen Hinweis.

Zu Absatz 5

Der neue Absatz 5 entspricht dem § 44a Absatz 3 a. F. Die Fille der Abschdpfung von unzuldssigen Zuwendun-
gen oder Vermogensvorteilen werden durch die Neufassung um das neu eingefiihrte Verbot der entgeltlichen
Interessenvertretung fiir Dritte, den missbrauchlichen Hinweis auf die Mitgliedschaft im Bundestag sowie die
unzuléssigen Honorare fiir Vortragstitigkeiten erginzt.
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Zu Nummer 3 (§ 44b)

§ 44b wird als bisherige gesetzliche Grundlage fiir die Verhaltensregeln der Anlage 1 der GO-BT aufgehoben.
Diese Verhaltensregeln werden nun selbst als ein neu gefasster Elfter Abschnitt ins AbgG iibertragen. Hierdurch
werden Rechtssicherheit, Transparenz und Ubersichtlichkeit geschaffen.

Zu Nummer 4 (Einfiigung des neuen Elften Abschnitts, §§ 45 bis 52)

Der Inhalt der §§ 1 bis 4 und §§ 6 bis 8 der Verhaltensregeln der Anlage 1 der GO-BT wird in den neuen Elften
Abschnitt des AbgG als neue §§ 45 bis 51 iibertragen. Die Vorschrift des § 5 Verhaltensregeln a. F. findet sich
nun in § 44a Absatz 4. § 52 erméchtigt den Altestenrat des Deutschen Bundestages, Ausfiihrungsbestimmungen
iiber den Inhalt und den Umfang der im Zehnten und Elften Abschnitt vorgesehenen Pflichten zu erlassen.

Zu § 45 (bisher § 1 Verhaltensregeln)

§ 45 entspricht groBtenteils § 1 Verhaltensregeln a. F. § 45 Absatz 2 Nummer 6 schafft die gesetzliche Grundlage
fiir die bisher untergesetzliche Verpflichtung zu Angaben bei Unternehmensbeteiligungen. Der bisherige Schwel-
lenwert in Hohe von 25 Prozent wird auf fiinf Prozent abgesenkt. Vor allem bei Kapitalgesellschaften kann bereits
bei kleineren Beteiligungen ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss gegeben sein. Es wird aulerdem auch eine
Anzeigepflicht fiir die Beteiligungen einer Beteiligungsgesellschaft eingefiihrt.

In § 45 Absatz 3 Satz 2 wird eine Anzeige- und Verdffentlichungspflicht fiir Optionen auf Gesellschaftsanteile
und von vergleichbaren Finanzinstrumenten eingefiihrt. Optionen auf Gesellschaftsanteile wurden bislang nicht
als Einkiinfte im Sinne des § 44a Absatz 4 a. F. angesehen und unterlagen damit den abgeordnetenrechtlichen
Anzeige- und Veroffentlichungspflichten jedenfalls dann nicht, wenn sie nicht selbstéindig handelbar sind und
daher keinen quantifizierbaren Vermdgenswert haben. Ein Vermogenszufluss findet in diesen Féllen erst statt,
wenn der Inhaber die Option ausiibt und der Kurswert der Anteile den im Optionsschein genannten Ubernahme-
preis libersteigt. Allerdings widersprach diese Rechtslage dem Zweck des § 44a Abs. 4 a. F., Transparenz iiber
Nebeneinkiinfte herzustellen, um so auf mogliche fiir die Ausiibung des Mandats bedeutsame Interessenverkniip-
fungen hinweisen zu kénnen. Das Einrdumen von solchen Optionen ist eine zusétzliche Erfolgsmotivation zur
Steigerung des zukiinftigen Unternehmenswerts und begriindet somit eine Interessenverkniipfung. Dies macht es
erforderlich, auch Optionen auf Gesellschaftsanteile in die abgeordnetenrechtlichen Anzeige- und Veroftentli-
chungspflichten einzubeziehen. Die Anzeige- und Verdffentlichungspflicht soll dabei weit gefasst werden und
daher auch vergleichbare Finanzinstrumente umfassen, die wie Optionsscheine an die Steigerung eines kiinftigen
Unternehmenswertes ankniipfen, aber zum Zeitpunkt der Zuwendung noch keinen quantifizierbaren Vermogens-
wert haben.

In § 45 Absatz 3 Satz 3 wird auBerdem eine Anzeigepflicht fiir Einkiinfte aus anzeigepflichtigen Unternehmens-
beteiligungen eingefiihrt. Wegen der Angaben zu Unternehmensbeteiligungen und Einkiinften aus anzeigepflich-
tigen Unternehmensbeteiligungen konnen berufliche Konkurrenten einen tiefgehenden Einblick in die Struktur
und Rentabilitdt des Unternehmens und damit der Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse der oder des Abgeordneten
erhalten. Unternehmensbeteiligungen weisen jedoch eine stiarkere soziodkonomische und politische Interessen-
verkniipfung als andere selbstéindige Titigkeiten der oder des Abgeordneten auf. Die Information der Offentlich-
keit iiber die Unternehmensbeteiligungen der oder des Abgeordneten und die damit verbundenen Einkiinfte ist
gerechtfertigt, wenn hierdurch Interessenverkniipfungen offengelegt werden kénnen.

Der bislang geltende Schwellenwert fiir die Anzeigepflicht fiir Nebeneinkiinfte wird in Absatz 3 Satz 1 deutlich
herabgesenkt. Kiinftig sind Einkiinfte aus Téatigkeiten, Vertrdgen oder Unternehmensbeteiligungen anzuzeigen,
wenn sie den Betrag von 1 000 Euro in einem Monat oder bei sich wiederholenden Einkiinften unterhalb von
1 000 Euro den Betrag von 3 000 Euro im Jahr {ibersteigen. Einkiinfte ohne bezifferbaren Wert, wie dies unter
Umsténden bei Optionen auf Gesellschaftsanteile der Fall ist, sind ebenfalls anzuzeigen. Der neue Satz 5 sicht
dariiber hinaus vor, dass bei Umsatzerlosen der Gewinn vor Steuern maf3geblich ist, nimlich das positive Ergebnis
nach Abzug der entstandenen Kosten. Die bisherige Mitberechnung der Kosten als ,,Bruttobetrag® hat zu einer
erheblichen Verzerrung der Abbildung der Hohe der Nebeneinkiinfte gefiihrt.

In Absatz 4 wird auBBerdem die Pflicht eingefiihrt, bei gesetzlich vorgesehenen Zeugnisverweigerungsrechten oder
Verschwiegenheitspflichten wenigstens die Branche des Mandanten bzw. des Vertragspartners anzugeben. Diese
Pflicht entfillt, wenn das Mitglied erklért, dass der Mandant bzw. Vertragspartner durch die Branchenangabe
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identifizierbar wiren, z. B. weil im Wahlkreis des Abgeordneten nur ein eingeschrinkter Personenkreis in einer
bestimmten Branche tétig ist.

Zu § 46 (bisher § 2 Verhaltensregeln)
Die Vorschrift entspricht § 2 Verhaltensregeln a. F. und wird unverdndert iibernommen.

Zu § 47 (bisher § 3 Verhaltensregeln)

Der neue § 47 sicht eine betragsgenaue Verdffentlichung aller anzeigepflichtigen Nebeneinkiinfte (auf,,Euro und
Cent) vor. Das alte Stufensystem fiir die Verdffentlichung der Nebeneinkiinfte wird hierdurch aufgehoben. Ein-
kiinfte deren Wert nicht oder noch nicht bezifferbar ist, z. B. Optionen auf Gesellschaftsanteile einer Gesellschaft
mit unbekanntem Wert, werden ebenfalls veroffentlicht, allerdings nur mit Angabe der Art der Einkiinfte.

Zu § 48 (bisher § 4 Verhaltensregeln)

Der neue § 48 regelt die Anzeige und Veroffentlichung von zuldssigen Spenden und geldwerten Zuwendungen.
Geldspenden sind nach § 44a Absatz 2 Satz 4 verboten. Sonstige Spenden wie Sachleistungen bleiben weiterhin
erlaubt.

Zu § 49 (bisher § 6 Verhaltensregeln)

§ 49 sieht vor, dass ein Mitglied des Bundestages stets eine Interessenverkniipfung offenzulegen hat, wenn der
Gegenstand der Nebentitigkeit mit dem Beratungsgegenstand in einer Ausschusssitzung zusammenhéngt.

Zu § 50 (bisher § 7 Verhaltensregeln)
Die Vorschrift wurde unverdndert iibernommen.

Zu § 51 (bisher § 8 Verhaltensregeln)

§ 8 der Verhaltensregeln a. F. wurde redaktionell angepasst und als neuer § 51 AbgG ilibernommen. Es wird nun
klargestellt, dass auch Verstole gegen das Verbot der entgeltlichen Interessenvertretung fiir Dritte, des miss-
briauchlichen Hinweises auf die Mitgliedschaft im Bundestag oder der Honorare fiir Vortragstitigkeiten mit einem
Ordnungsgeld bis zur Hélfte der jahrlichen Abgeordnetenentschiadigung sanktioniert werden konnen. In Absatz 4
sind von den Einkiinften auch die ihnen nach § 44a Absatz 3 Satz 5 gleichgestellten Optionen auf Gesellschafts-
anteilen miterfasst.

Zu § 52

§ 52 ermichtigt den Altestenrat, Ausfiihrungsbestimmungen iiber Inhalt und Umfang der im Zehnten und Elften
Abschnitt vorgesehenen Pflichten zu erlassen, nachdem er dem Prisidium und den Fraktionsvorsitzenden Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben hat. Hierdurch soll eine gewisse Flexibilitdt weiterhin ermdglicht werden,
ohne dass die Ubersichtlichkeit der Transparenzregeln fiir Bundestagsabgeordnete konterkariert wird.

Zu den Nummern 4 bis 9

Der bisherige Elfte Abschnitt des Abgeordnetengesetzes wird aus systematischen Griinden als neuer Zwolfter
Abschnitt eingefligt und sieht nur die sich aus der Neufassung des Zwolften Abschnitts ergebenden notwendigen
Folgednderungen — insbesondere neue Nummerierungen — vor.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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	Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes – Verbesserung der Transparenzregeln für die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
	Artikel 1 Änderung des Abgeordnetengesetzes 
	1. § 12 Absatz 3a Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
	2. § 44a wird wie folgt gefasst: 
	3. § 44b wird aufgehoben. 
	4. Nach § 44e wird folgender Elfter Abschnitt eingefügt: 
	4. Der bisherige Elfte Abschnitt wird der Zwölfte Abschnitt. 
	5. Die bisherigen §§ 45 bis 50 werden die §§ 53 bis 58. 
	6. Der bisherige § 51 wird § 59 und wird wie folgt geändert: 
	7. Der bisherige § 52 wird § 60 und wird wie folgt geändert: 
	8. Der bisherige § 53 wird § 61 und Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
	9. Der bisherige § 54 wird § 62 und wird wie folgt geändert: 

	Artikel 2 Inkrafttreten 

	Begründung 
	A. Allgemeiner Teil 
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
	1. Anzeigepflichtige Einkünfte aus Nebentätigkeiten und Unternehmensbeteiligungen werden betragsgenau (auf Euro und Cent) veröffentlicht. Einkünfte sind anzeigepflichtig, wenn sie im Monat den Betrag von 1 000 Euro oder bei ganzjährigen Tätigkeiten im Kalenderjahr in der Summe den Betrag von 3 000 Euro übersteigen. 
	2. Direkte oder indirekte Beteiligungen sowohl an Kapitalgesellschaften als auch an Personengesellschaften werden bereits ab fünf Prozent (bislang: 25 %) der Gesellschaftsanteile angezeigt und veröffentlicht, indirekte Beteiligungen dabei erstmals. 
	3. Auch Einkünfte aus anzeigepflichtigen direkten oder indirekten Unternehmensbeteiligungen (z. B. Dividenden, Gewinnausschüttungen) werden anzeige- und veröffentlichungspflichtig. 
	4. Die Einräumung von Optionen auf Gesellschaftsanteile, die als Gegenleistung für eine Tätigkeit gewährt werden, werden anzeige- und veröffentlichungspflichtig und zwar unabhängig von der Frage, ob sie einen bezifferbaren Wert haben. 
	5. Von Dritten bezahlte Lobbytätigkeit von Bundestagsabgeordneten gegenüber der Bundesregierung oder dem Bundestag wird gesetzlich verboten. Ehrenamtliche Tätigkeiten gegen Aufwandsentschädigung, etwa im Vorstand eines Vereins, bleiben erlaubt, sofern die Aufwandsentschädigung verhältnismäßig ist. 
	6. Honorare für Vorträge im Zusammenhang mit der parlamentarischen Tätigkeit werden untersagt. 
	7. Der Missbrauch der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag zu geschäftlichen Zwecken wird mit einem Ordnungsgeld sanktioniert. Ein Ordnungsgeld wird außerdem bei Verstößen gegen das Verbot der Nummern 5 und 6 verhängt. 
	8. Wenn Abgeordnete ihre Mitgliedschaft missbrauchen oder gegen das gesetzliche Verbot der entgeltlichen Interessenvertretung für Dritte verstoßen und hierdurch Einnahmen erzielen, sind diese Einnahmen an den Bundestag abzuführen. 
	9. Die Entgegennahme von Geldspenden durch Abgeordnete wird verboten. 
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